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Verkündetl

am 21„ November 1958

\

I m N a m e n d e s V o l k e 8

In Sachen

Beklagten und Revisionsklägerin,

Kläger und Revisionsbeklagteh,
\

14

hat der 5. Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 21. November 1958

für Recht

erkanntj

#

Die Revision der %eklagten gegen das Urteil des
Sozialgerichts Dortmund vom 14. Oktober 1957 wird

zurückgewiesen„ }

l
Die Beklagte wird verurteilt, dem Kläger die

außergerichtlichen Kosten zu erstatten.
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T a t b e s t
a'n

d

Der 1891 geoorene Kläger, der langjährig im Steinkohlenbergbau

ials Abteilungssteig er tätig war, wurde zuletzt bei der Harpener
Bergbau—AG. als Siehérheitsbeauftragter beschäftig gt. Einen
'wahrend

dieser Zeit (1953) gestellten Antrag auf Gewährung'
der Gesamtrente aus der knabpscha.ftliohen Rentenversiohérung

und der Angestelltenvérsioherung lehnte die Beklagte ab, weil

—der Kläger — damals — noch mehr als die Häl1té des für ihn in
Bet_reoht kommenden Linkenméns verdienen könne.

Au1 einen weiteren Antrag vom9. Juli 1955 gewährte die Be—,_

klagte dem Kläger die beantragte Gesamtrente vom 1. Dezember

1955 ab; sie ging dabe1 davon aus, daß bei dem Kläger dauernde

vlnvalidität im Sinne der geset zlichén Vorschri1ten erst vom

30 November 1955, dem Tage seines “éussoheidens aus den
"Diensten der Harpener Bergbau—AG.“, v01liege,_obwohl der ge}
Ghörte Gutachter gesundheitlich Beru.fsunfähigkeit im_Sinne des
Angestelltenvcrs1cherunvsgese zes (AVG) a.F. bereits vom Tagef

'der Antragstellung an_ angenommen hatte.
_ _

' " '

_
' Mit seinem Widerspruch gegen den Beginn der Rentenzah lung hatte'

"der
Kläger keinen Erfolg Die widerspruchsstelle vertrat dié_—__ _“

_
Aufiassung, daB es nicht darau1 ankomme, daB der hlager,_w1e 'V

‚_zwithen den Parteien nicht streiti_g ist, mindestens seit Ende
_Juli 1955 keine Arbeiten mehr verrichte, sondern darauf, daß '

ihm noch bis Ende November 1955 Gehalt gezahlt werden sei. Die'

Widerspruohsstelle berief Sich dafur auf
einen BeschluB des

Satzung3aussohus ses der RuhrknapPschäft _vom 13. Juni 1950, 'naoh

dem bei auBertarifl1ehen Angestellten di'e- Rente erst mit dem '
' Fort1all der Ge_halt Szahlung beginne

Das_ Sozialgeriéht Dortmund verurteilte demgegenuber
die Beklag—

te zur
Renten'gewährung bereits vom 1.August 1955 ab Es vertrat

_die Auffassung, da'B die Voraussetzungen fur die Bentengewährung

‚(gGemäß 9 51 EKG a.F. 1.V. mit @ 1286 EVO a. l ) am . ßugust
1955

erfüllt gewesen seien. Die zwingende Rechtsvorschrift des
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genannten @ 1286 Reichsversicherungsordnung (RVG) a„F. könne

auch durch eine Sondervorschrift nach @ 13 Reichsknappschafts—

gesetz (EKG) nicht abgeändert werden; noch weniger sei der

Satzungsausschuß zu einer Änderung der gesetzlichen Vor—

schriften in der Lage, da er selbst derartige Sonderver—

schriften überhaupt nicht erlassen könne.)

Das Sozialgericht hat wegen der grundsätzlichen Bedeutung

seiner Entscheidung die Berufung zugelassen°

Gegen das am 29. November 1957 zugestellte Urteil hat die
Beklagte — unter Beifügung einer Einverständniserklärung

des Prozeßbevollmächtigten des Klägers — am 10. Dezember

1957 unter Antragstellung Sprungrevision eingelegt und diese

am 20° Januar 1958 begründet"

Die Beklagte rügt eine Verletzung des @ 1286 Abs° 1 BVG a.F.
Sie ist der Auffassung, versicherungsrechtlich könne der

Eintritt der Invalidität erst nach der Beendigung des Be—

schäftigungsverhältnisses des Klägers angenommen werden.

Daß der Kläger während der letzten Monate die ihm oblie—

gende "Teilleistung" nicht erbracht habe, ändere nichts

hieranc

Der erkennende Senat hat die fraglichen Beschlüsse der

Ruhrknappschaft beigezogen; nach dem Protokoll des Satzunge—

ausschusses der Ruhrknappschaft vom 15. Juni 1950 wird die

Rechtsauffassung, daß bei außertariflich besoldeten Berg—

bauangestellten, deren Gehaltsbezüge bis zu sechs Monaten

nach der Beendigung ihrer Beschäftigung weitergezahlt wer—
den, die Rentenzahlung erst nach Beendigung jener Gehalts—

bezüge zu beginnen habe, damit begründet, daß der Bezug

jenes Gehalte "versicherungsrechtlich die Gleichstellung

„„ der außertariflichen Angestellten mit den Beschäftigten

des Bergbaus bedeutet, denen keine Rente gewährt werden

kann, weil sie noch gleichwertige Arbeiten verrichten"

und daß weiterhin der Bezug jenes Gehalts die Gleichstel—

lung mit den krankenpflichtversicherten Angestellten dar—

...4-
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stellt, die Rente erst nach Wegfall des Krankengeldes erhalten.

Der Vorstand der Beklagten hat sich am 15. Juni 1950 diese An—

sicht zu eigen gemacht und sie — ohne Begründung — den Ange—

stelltenältesten am 5. August 1952 durch Rundschreiben bekannt—

gegeben°

Die Beklagte beantragt, das angefochtene Urteil aufzuheben und

die Klage abzuweisen°

Der Kläger beantragt demgegenüber, die Revision der Beklagten

zurückzuweisen°

Er bestreitet, daß er sich noch bis zum 50. November 1955 in
versicherungspflichtiger Beschäftigung befunden habe. Die Ab—

gangsentschädigung sei über die Beendigung des Dienstverhält—

nisses hinaus gezahlt worden; die Auffassung der Beklagten

widerspreche den Grundzügen der Versicherung. Die Beschlüsse

des Vorstandes und des Satzungsausschusses der Beklagten seien

rechtswidrig und könnten nicht auf irgendwelche Vorschriften

der BVGgestützt werden, '

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e :

Die Revision ist frist- und formgerecht unter Antragstellung

eingelegt und begründet werden. Es handelt sich um einen Rechts—

streit, in dem die Berufung nach & 146 Sozialgerichtsgeeetz

— SGG — ausgeschlossen und nur durch das Sozialgericht nach 5

150 Nr° 1 SGG ausdrücklich zugelassen war; die Revision ist
daher, da auch die schriftliche Einverständniserklärung des

Klägers rechtzeitig eingereicht worden ist, nach @ 161 Abs. 1
SGG als Sprungrevision statthaft.

Die Revision ist jedoch sachlich nicht begründet.

Nach @ 51 RKG a.F. in Verbindung mit 5 1286 Abs. 1 EVO a.F.
beginnt die Rentenzahlung mit dem Ablauf des Kalendermonats,

in dem ihre Voraussetzungen erfüllt sind. Voraussetzungen für

die hier in Frage kommende Gesamtleistung aus der knappschaft—

lichen Rentenversicherung (als Knappschaftsvollrente) und der
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Angestelltenversicherung waren neben den im vorliegenden Fall

erfüllten sonstigen versicherungerschtlichen Voraussetzungen

das Vorliegen der Invalidität im Sinne der EVO a.F. und das

Vorliegen der Berufsunfähigkeit im Sinne des AVG a.F„; diese

beiden Voraussetzungen sind nach den nicht angefochtenen Fest—

stellungen des Berufungsgerichts mindestens seit der Antrag—

stellung erfüllt,

Da alle sonstigen versicherungsrechtlichen Erfordernisse

eine Rentengewährung bereits vom 1. August 1955 ab rechtfer-

tigen, hängt die Entscheidung des Rechtsstreits einzig von

der Frage ab, ob die von der Beklagten geltend gemachte be—

sondere Berechtigung zum späteren Zahlungsbeginn durchgreift‚

Eine allgemeine versicherungsrechtliche Vorschrift, die den
Beginn der Zahlung einer Rente von der Beendigung eines Be—

schäftigungsverhältnisses abhängig macht, gibt es nicht.

Wenn tatsächlich beide Zeitpunkte recht oft zusammenfallen,

so hat dies seinen Grund nur darin, daß regelmäßig aus der

Tatsache der Verrichtung entgeltlicher Arbeit der Schluß auf

die Fähigkeit zu dieser Arbeitsverrichtung gezogen und da-

durch ein aus ärztlichen Gründen Invalidität oder Berufsun—

fähigkeit anerkennendes Gutachten für jene Zeit vor der Ar—

beitsniederlegung häufig als widerlegt angesehen werden kann.

Da normalerweise weiter mit dem Ende des Beschäftigungsver—

hältnisses auch die Lohn— bzw. Gehaltszahlung ihr Ende fin-

det, deckt sich in der Regel auch dieser Zeitpunkt des Endes

der Entlohnung mit dem des Beginns der Rentenzahlung, ohne

daß jedoch aus der Zahlung des Entgelts als solcher ent—
sprechende Schlüsse wie aus einer weiter fortgeführten Tä—

tigkeit gezogen werden könnten. Mit diesen allgemeinen Er—

wägungen läßt sich demnach hier die Auffassung der Beklagten

nicht rechtfertigen, da der Kläger vom 1. August 1955 ab eine

die Annahme von Invalidität bzw. Berufsunfähigkeit ausschlies-

sende Tätigkeit weder verrichtet hat noch nach den ärztlichen

Gutachten überhaupt hätte leisten können. Entgegen der Auf—

fassung der Beklagten gibt es keinen allgemeinen versiche—

rungsrechtlichen Gedanken, nach dem die ihr Gehalt ohne Ar—

beitsleistung noch fortbeziehenden außerteriflichen Ange—'
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stellten mit den tatsächlich noch gleichwertigen Arbeiten ver—
richtenden sonstigen Versicherten gleichzustellen wären; irgend—

welche vergleichbaren Tatbestände liegen vielmehr zwischen die—

sen beiden Personengruppen überhaupt nicht vor. Auf die von der
Beklagten offenbar für wesentlich gehaltene Frage nach dem Fort—

bestehen eines echten Vertragsverhältnisses zwischen dem Kläger
und seiner Arbeitgeberin für die Zeit bis Ende November 1955

kommt es für den Beginn der Rentenzahlung nicht an; insoweit

hat sich die Beklagte möglicherweise irrtümlich von Gedanken—

gängen beeinflussen lassen, die nur bei der Frage nach der Dauer

des Versicherungsverhältnisses des Klägers eine Rolle spielen

würden.

Wenn die Beklagte weiterhin die Gehaltszahlung in vorliegendem

Fall der Zahlung von Krankengeld an krankenversicherungspflich—

tige Versicherte gleicheetzen will, so kann sie auch mit dieser

Begründung schon deshalb nicht durchdringen, weil die insoweit

eindeutige gesetzliche Regelung einen derartigen wechselweisen

Einfluß von Leistungen aufeinander nur im Rahmen der Sozialver»

sicherung selbst, nicht aber bei Einkünften sonstiger Art vor—

sieht (vgl. dazu z.B. BSG. Bd. 1 S. 34; Bd. 5 S. 195; Sozial—

recht @ 1286 RVG a.F. Aa 1 Nr. 3). Die von der Beklagten dem—

gegenüber vorgetragenen Billigkeitserwägungen vermögen die in

dieser Hinsicht'fehlende gesetzliche Vorschrift nicht zu er—

setzen°

Die Auffassung der Beklagten wird demnach durch die gesetzli—

chen Vorschriften weder unmittelbar noch in rechtlich zulässiger

entsprechender Anwendung gedeckt.

Schließlich versagt, wie das Sozialgericht bereits zutreffend

ausgeführt hat, auch die Berufung auf die Beschlüsse der Organe

der Beklagten. Inhaltlich handelt es sich bei dem hier fragli—

chen Beschluß um eine klare Abänderung der gesetzlichen Vor—

schrift des @ 1286 Abs. 1 BVG a.F. Zum Erlaß einer derartigen

Norm fehlte den Organen der Beklagte■jede rechtliche Befugnis;

soweit die Beklagte in den @@11 und 15 EKG zum Erlaß einer

Satzung und zum Erlaß von Sondervorsohriften ermächtigt ist, be—

schränkt sich diese Ermächtigung ihrem Wesen nach wie jede der-

artige Ermächtigung auf den Erlaß von Bestimmungen, die innerhalb

der vom Gesetzgeber gesetzten Normen nähere Vorschriften zur

- 7 -
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Aus— und Durchführung der anzuwendenden Gesetze vorsehen„ Selbst

wenn die Beklagte demnach eine entsprechende Regelung in ihrer

Satzung oder Sondervorschrift getroffen hätte, würde diese Re—

gelung gesetzlich unzulässig und daher rechtlich unbeschtlich

sein„ Im vorliegenden Fall fehlt es jedoch überhaupt an einer

ordnungsmäßig erlassenen Satzungsbestimmung oder Sondervor—

schrift; der von dem Satzungsausschuß, einem Arbeitsausschuß

des Vorstandes, gefaßte und von dem Vorstand als Organ gebil—

ligte Beschluß hat vielmehr einzig die Bedeutung einer inter-

nen‚ an die knappscheftlichen Dienststellen gerichteten Ver—

fahrensanweisung, die für die Gerichte ohnehin unbea0htlich

wäre, auch dann, wenn sie dem Gesetz nicht zuwider liefe‚

Unter diesen Umständen erweist sich das angefochtene Urteil

des Sozialgerichts im Ergebnis rechtlich als zutreffend, die

Revision ist daher zurückzuweisen‚

Die Kostenregelung ergibt sich aus @ 193 SGG°
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